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Kommentare

Ein Warnsignal
stritten und fand in einer rechtlichen
Grauzone statt: Das katalanische
Parlament hatte eigentlich ein offi-
zielles Referendum über die Zukunft
Kataloniens beschlossen. Spaniens
konservative Zentralregierung ließ
diesen Plan jedoch vom Verfas-
sungsgericht stoppen.

Trickreich Die katalanische Regie-
rung umging das Verbot mit einem
Trick: Die Volksbefragung wurde zu
einem „inoffiziellen“ Akt herunter-
gestuft und mit der Organisation
eine separatistische Bürgerinitiati-
ve beauftragt.

Der Aussagewert dieser informel-
len Abstimmung ist natürlich be-
grenzt: Es ist kein Geheimnis, dass
viele Unabhängigkeitsgegner zu
Hause blieben und bei dieser „Far-
ce“, wie es die konservative Regie-

rungspartei nannte, nicht
mitmachten. Und auch die
Drohungen der spani-
schen Regierung von Ma-
riano Rajoy, gegen die Or-
ganisatoren vorzugehen,
sorgten nicht gerade für

ein entspanntes Klima. Dennoch
dürfte das Abstimmungsergebnis
ein weithin sichtbares politisches
Signal darstellen und den Abspal-
tungskonflikt weiter anheizen. Kata-
loniens Ministerpräsident Mas kün-
digte bereits an, dass er das lautstar-
ke „Ja“ für die Unabhängigkeit als
Bestätigung für seinen Separatis-
muskurs sehe.

Druck Mas appelliert an die Welt,
die Katalanen bei ihrem Wunsch
nach einer legalen Volksabstim-
mung zu unterstützen. Wie die kana-
dische Provinz Quebec oder Schott-
land „will auch Katalonien über sei-
ne politische Zukunft entscheiden“.
In Quebec wie in Schottland durften
die Bürger bereits über die Unab-
hängigkeit entscheiden. Mit einem
Schönheitsfehler für das Separatis-
ten-Lager: In beiden Fällen ent-
schied sich eine Mehrheit gegen die
Abspaltung.
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Die Katalanen wollen die
Unabhängigkeit von Spanien.
Es droht eine Zerreißprobe.

Von Ralph Schulze

So unterschiedlich kann die Welt
aussehen: Der katalanische Minis-
terpräsident Artur Mas sprach nach
der symbolischen Volksabstim-
mung über die Unabhängigkeit Ka-
taloniens von einem „vollen Erfolg“.
Spaniens konservativer Justizminis-
ter Rafael Catalá sieht dagegen ein
„Scheitern“ und „einen Propagan-
daakt“. In der Volksbefragung, die
am Sonntag von der katalanischen
Unabhängigkeitsbewegung abge-
halten worden war, hatte eine über-
wältigende Mehrheit der Bürger für
die Abspaltung von Spanien ge-
stimmt. Den Katalanen waren in die-
sem „Akt der Bürgerbeteiligung“
folgende Fragen vorgelegt
worden: „Wollen Sie, dass
Katalonien ein Staat ist?“
Und wenn ja: „Wollen Sie,
dass dieser Staat unabhän-
gig ist?“ Insgesamt 81 Pro-
zent der Abstimmungsteil-
nehmer antworteten mit einem
zweifachen „Ja“.

Bemerkenswert: Gut zehn Pro-
zent bejahten nur die erste Frage, in
der es um ein autonomes Katalonien
unter spanischem Dach geht; lehn-
ten aber die zweite Option der völli-
gen Trennung von Spanien ab. Der
Rest stimmte mit einem doppelten
„Nein“ oder enthielt sich.

Graben Die Abstimmung wird die
Kluft zwischen Separatisten und Ab-
spaltungsgegnern weiter vertiefen.
Etwa 2,3 Millionen Menschen haben
an dieser Befragung in Spaniens
wirtschaftsstärkster Region teilge-
nommen. Das waren etwas mehr als
ein Drittel – genau 36 Prozent – je-
ner, die abstimmungsberechtigt wa-
ren. Insgesamt leben in Katalonien,
in dem der Separatismus seit Jahren
wächst, und wo die Menschen auf
ihre eigene Sprache und Kultur sehr
stolz sind, rund 7,5 Millionen Ein-
wohner. Die Aktion war höchst um-

Das Referen-
dum heizt den
Konflikt an.

Bomben gegen Kinder
Die Islamisten-Sekte Boko Haram
setzt ihren Terror in Nigeria fort.
Wieder sterben Unschuldige.

Von Marcus Sauer

Der erbarmungslose Anführer der
radikalen Islamisten-Sekte Boko
Haram in Nigeria hat erneut einen
grausamen Terroranschlag ange-
ordnet. Dutzende Schüler sind getö-
tet oder verletzt worden bei der Ex-
plosion einer Bombe auf einem
Schulhof im Nordosten des Landes.
Abubakar Shekau, der ebenfalls für
die Entführung, Zwangsverheira-
tung und Versklavung von 200 Mäd-
chen und jungen Frauen verant-
wortlich ist, beruft sich bei seinen
perversen Verbrechen auch noch
auf Allah.

In Wahrheit geht es den Terroris-
ten darum, die Regierung und Präsi-
dent Goodluck Jonathan bloßzustel-
len und zu demütigen. Und darum,
Eltern einzuschüchtern. Sie sollen
ihre Kinder, vor allem ihre Mäd-

chen, nicht in „westliche“ Schulen
schicken. Denn die grausamen Ter-
roristen haben erkannt: Bildung ist
gefährlich, weil sie die stärkste Waf-
fe gegen Extremismus darstellt. Sie
ermöglicht den Menschen, sich eine
eigene Meinung zu bilden. Sie führt
zu einer kritischen Zivilgesellschaft,
die nicht einfach widerspruchslos
hinnimmt, was ihre Anführer, Ima-
me oder Politiker, behaupten.

Nicht nur Nigeria hat die Gefahr
durch Islamisten lange Zeit unter-
schätzt. Auch in Mali oder Kenia
spielen sie eine fatale Rolle, ganz zu
schweigen von Syrien und dem Irak.
Die Dschihadisten können nur mit
Hilfe der Europäer und Amerikaner
in Schach gehalten werden. Die ha-
ben auf das Risiko mittlerweile rea-
giert. Wenn es dafür nicht bereits zu
spät ist. Hass und Misstrauen zwi-
schen den Ethnien sowie Muslimen
und Christen nehmen zu. Selbst auf
Straßen und Plätzen in Deutschland.
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Pressestimme

„Mit Kritik an Israel
habe ich kein Problem“

INTERVIEW Israels Generalkonsul Dan Shaham zum Nahost-Konflikt
und einer Zwei-Staaten-Lösung für Palästina

lungen nicht einverstanden. Aber
wir erwarten ebenso klare Ansagen
an die Palästinenser. Wir brauchen
die Europäer nicht, um zu erkennen,
dass wir eine Verständigung suchen
müssen. Das wissen wir doch längst.

Auf israelischer Seite gibt es inzwi-
schen Stimmen, die sagen: Die Zwei-
Staaten-Lösung ist vom Tisch.
Shaham: Es gibt immer Ungeduldi-
ge, bei jedem Konflikt. Bei uns in Is-
rael gibt es dazu viele Meinungen.
Das ist auch in Ordnung. Aber die
Mehrheit will eine Zwei-Staaten-Lö-
sung. Denn wir haben unterschiedli-
che Identitäten: eine palästinensi-
sche und eine jüdische.

Schweden hat als erstes EU-Land ei-
nen Palästinenserstaat anerkannt.
Shaham: Lassen Sie es mich so sa-
gen: Als Israeli würde mir nicht ein-

fallen, den Schweden einen Rat zu
geben, was sie in einer Ecke ihres
Landes tun sollen. Wenn das jemand
unbedingt als notwendig erachtet,
kann ich nichts dagegen tun.

Avraham Burg, der frühere Präsident
der Knesset, hat die Schweden aus-
drücklich gelobt und die israelische
Besatzung scharf kritisiert.
Shaham: Avraham Burg ist ein Bür-
ger Israels. Er hat nur seine Mei-
nung gesagt. Das ist für uns ganz
normal. Gottseidank. Deswegen
gibt es ja eine Demokratie. Noch ein-
mal: Die Mehrheit der Israelis will
den Frieden mit den Palästinensern
und ist bereit zu echten Kompromis-
sen. Aber wir wollen sicher leben.
Wenn eines Tages Präsident Mah-
mud Abbas nicht mehr da ist und die
Hamas ans Ruder kommt, was ma-
chen wir dann? Wir brauchen eine
wirkliche Lösung. Wir wollen die Pa-
lästinenser nicht beherrschen. Wir
wollen, dass ihre Gesellschaft so er-
folgreich wie möglich wird, auch
wirtschaftlich. Aber wir sind nicht
bereit, ohne Garantien zu leben.

Die von der israelischen Regierung
angekündigten 1000 neuen Wohnun-
gen in Ostjerusalem machen eine Lö-
sungssuche nicht unbedingt einfacher.
Shaham: Wer glaubt, dass die Sied-
lungspolitik das Problem darstellt,
der irrt sich. Es gab schon lange da-
vor den Grundkonflikt. Es gab Pro-
bleme in Gaza, wo kein einziger is-
raelischer Bürger wohnt. Die Wur-
zel der Nahost-Probleme ist der Ex-
tremismus in unserem Land und in
unserer Nachbarschaft.

Aber sogar die besten Freunde Israels
sagen seit Jahren, dass die Siedlungs-
politik illegal ist und Fortschritte im
Friedensprozess verhindert. Irren
alle, nur nicht Israels Regierung?
Shaham: Ich verstehe, was Sie mei-
nen. Unser Ziel ist es, Frieden mit
den Palästinensern zu erreichen.
Deshalb haben wir neun Monate
lang mit ihnen verhandelt. Danach
haben wir festgestellt: Wir haben
nicht alles erreicht, aber Fortschrit-
te gemacht. Machen wir weiter. Un-
sere Gesprächspartner sind genau-
so verantwortlich für diesen Pro-
zess. Die palästinensische Seite hat
eine Einheitsregierung mit der radi-
kalislamischen Hamas gebildet. Wir
haben gesagt: Das ist ein Fehler.
Der größte Fehler ist aber der, wenn
der eine Partner, die Hamas, den an-
deren, also uns, überhaupt nicht ak-
zeptiert. Die Siedlungspolitik war
kein Hindernis für den Frieden mit
Ägypten oder für den Abzug aus
Gaza. Wer sagt, sie sei das entschei-
dende Problem, hat nicht den richti-
gen Blick auf den Konflikt.

Wie sieht denn der richtige Blick aus?
Shaham: Der Konflikt mit den Pa-
lästinensern ist nicht verantwortlich
für die Gesamtspannung im Nahen
Osten. Es gibt mehrere Spannungs-
punkte. Bitte nicht alles auf unseren
Schultern abladen. Unsere Lage
wird schwieriger, auch beim Thema
der Siedlungen. Die israelische Re-
gierung unter Premier Benjamin
Netanjahu hat mehrfach erklärt, mit
den Palästinensern Schritte zum
Frieden zu gehen. Er meinte damit:
zwei Staaten für zwei Völker. Aber
die palästinensische Seite müsste
klar sagen, dass sie einen jüdischen
Staat wirklich akzeptiert. Nicht nur
für die Juden als Religionsgemein-
schaft, sondern für die Juden als
Volk. Aber niemand ist bereit, die-
sen einen Satz zu sagen. Das ist der
Grund für die Angst in Israel.

Ist also die Haltung der EU, der Bun-
desregierung und der USA falsch?
Shaham: Wir haben es so verstan-
den: Die EU und alle anderen sind
für einen Dialog. Aber wir sehen die
Hamas nicht als konstruktive Teil-
nehmer an diesem Dialog. Die Ge-
spräche sollen die Lösung bringen.
Die EU sagt: Wir sind mit den Sied-

wenn es zu Antisemitismus kommt,
muss man ganz klar sagen: Nein.

Ein ständiger Kritikpunkt ist die is-
raelische Siedlungspolitik, die nicht
nur von der Bundesregierung als Hin-
dernis für einen Ausgleich mit den Pa-

lästinensern gesehen wird.
Shaham: Das ist ein Thema, das wir
lange Zeit mit den Palästinensern
verhandelt haben. Hier sind wir
noch immer nicht einer Meinung.
Aber deswegen gibt es ja Verhand-
lungen. Wir sind nicht sicher, dass
die Palästinenser ernsthafte Gesprä-
che mit uns führen. Wir sind keine
Feinde, wir wollen den Frieden er-
reichen.

D ie Ansicht, die israelische
Siedlungspolitik sei das
Haupthindernis für eine Ver-

ständigung mit den Palästinensern,
hält Dan Shaham, israelischer Gene-
ralkonsul in Süddeutschland, für
grundfalsch. „Wer sagt, sie sei das
entscheidende Problem, hat nicht
den richtigen Blick auf den Kon-
flikt“, erklärte er bei einem Besuch
der Heilbronner Stimme. Shaham
war Gastredner bei der Deutsch-Is-
raelischen Gesellschaft Heilbronn-
Unterland (wir berichteten). Mit
ihm sprachen unsere Redakteure
Siegfried Lambert und Jens Dierolf.

Unser Berliner Korrespondent kam
vor wenigen Tagen ziemlich erschro-
cken von einem Israel-Besuch zurück.
Er sprach von einem Klima des Miss-
trauens und der Gewalt. Ist das nur
die europäische Brille, mit der Ihr
Land gesehen wird?
Dan Shaham: Das ist nicht die eu-
ropäische Brille, sondern Teil unse-
rer Realität. Obwohl wir in den letz-
ten zehn Jahren Ruhe hatten im
Westjordanland, gibt es immer wie-
der Spannungen. Wir registrieren
einen verstärkten Einfluss der isla-
mistischen Ideologie, die beispiels-
weise auf die Kontrolle des Tempel-
bergs in Jerusalem abzielt. Gerade
das ist ein empfindliches Thema.
Aber man kann nicht sagen, dass die
Gewalt unser tägliches Leben be-
stimmt. 95 Prozent des israelischen
Alltags müssen Sie sich genauso
vorstellen wie in Deutschland. Aber
die fünf Prozent, die Europa und die
restliche Welt so genau betrachten,
bestehen aus der täglichen Konfron-
tation und dem Konflikt mit den Pa-
lästinensern.

In Deutschland hat der Gaza-Krieg
die Haltung zu Israel bei vielen verän-
dert. Es gibt mehr Kritik bis hin zu of-
fenem Judenhass. Wie halten Sie hier
dagegen?
Shaham: Wie der Bundespräsident
und die Kanzlerin reagiert haben,
das war richtig. Sie zogen eine ganz
klare rote Linie zwischen der legiti-
men Kritik an der israelischen Poli-
tik und dem Hass. Ich habe kein Pro-
blem mit Kritik, das passiert ja täg-
lich innerhalb der israelischen Ge-
sellschaft. Aber es gibt eine klare
Grenze: Hetze und Judenhass. In
Deutschland ist das völlig anders als
beispielsweise in Frankreich. Das
ist der Grund, warum dort Mitglie-
der der jüdischen Gemeinde – we-
gen der Anfeindungen – nach Israel
emigriert sind. Wenn etwa jemand
im Zug fährt mit einer Kipa auf dem
Kopf oder einem Judenstern-Anhän-
ger, und dabei Angst haben muss, ist
das problematisch. In Deutschland
war es wichtig, festzustellen: Es gibt
einen Platz für Diskurs, für Protest,
für Demonstrationen. Damit haben
wir überhaupt kein Problem. Aber

Wirbt für Geduld und weitere Verhand-
lungen mit den Palästinensern: General-
konsul Dan Shaham. Fotos: Veigel

 „Die palästinensische Seite
müsste klar sagen, dass sie einen
jüdischen Staat akzeptiert.“

„Wir sehen die Hamas nicht
als konstruktive Teilnehmer
an diesem Dialog.“

Dan Shaham wurde 1965 in
Ashdod in Israel geboren. Nach ei-
nem Psychologie-Studium war er
stellvertretender Gesandter an der
israelischen Botschaft auf den Phi-
lippinen, dann Leiter der Öffentlich-
keitsarbeit für Israel in Bonn und vor
seiner Ernennung zum israelischen
Generalkonsul für Süddeutschland
in München bis 2013 Botschafter in
Südafrika. Er ist verheiratet und hat
drei Kinder. red

Zur Person

Zu den Feiern am 25. Jahrestag des
Mauerfalls in Berlin meint:

Es war ein Tag der Hoffnung. In den
Gesichtern und Gefühlen Hundert-
tausender Menschen, in den offiziel-
len Reden.Das Andenken an eine
Epoche, gezeichnet von unglaubli-
chem Leid, muss in den Dienst der
Zukunft gestellt werden. In einer
Welt, die 25 Jahre nach dem Fall der
Mauer andere Teilungen und neue
Krisen erlebt, schafft das, was in
Berlin, der Symbolstadt des Kalten
Krieges, geschehen ist, Vertrauen.
Denn die friedliche Revolution von
damals besitzt eine beispielhafte
Kraft. Diese optimistische Botschaft
war der rote Faden des großen Er-
eignisses, das mit dem Aufsteigen
der Ballons am Verlauf der 1961 er-
richteten Barriere zu Ende ging.

Mailand, Italien


